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Vorwort 

Diese Arbeit stellt grundlegende Probleme des Vertragsschlusses dar, zeigt 
aber auch, welche Probleme entstehen, wenn die allgemeinen Regeln des Ver-
tragsschlusses durch spezielle Schutzvorschriften ergänzt werden. Ziel der 
Arbeit ist herauszufinden, ob und wie Bedenkzeit beim Vertragsschluss über-
haupt funktioniert - wobei eine besondere Rolle die zahlreichen, in jüngerer 
Zeit aufgetretenen praktischen Fragen spielen. Hierzu gehören insbesondere 
die sog. „Heininger-Rechtsprechung" und ihre Folgen. 

Ich hätte diese Arbeit vermutlich nicht geschrieben ohne den zufalligen Be-
such einer Verkaufsfahrt für magnetische Bettauflagen während meines Studi-
ums. Hiedurch sind mir erstmals die engen Zusammenhänge zwischen Ver-
kaufspsychologie, Recht des Vertragsabschlusses und wirtschaftlichen Aspek-
ten der Vertragsrückabwicklung bewusst geworden. 

Ich hätte diese Arbeit nicht schreiben können ohne die Unterstützung durch 
Professor Dr. Claude Witz, der mir viel Freiraum und ebenso viele hilfreiche 
Antworten und Anregungen gab. Zu Dank verpflichtet bin ich auch Frau Edda 
Castellö von der Verbraucherzentrale Hamburg e.V., die mir Zugang zu den 
umfangreichen Dokumentationen der Verbraucherzentralen - und nicht zuletzt 
zu deren Beratungspraxis - verschafft hat. Viel verdanke ich auch der Unter-
stützung und den Ideen von Prof. Dr. Bernd Stauder, Genf, sowie Prof. Dr. 
Andrea Bonomi und Prof. Dr. Andreas Heinemann aus Lausanne. Vor allem 
aber danke ich meiner Familie und meiner Freundin, die die Arbeit in jeder 
Hinsicht unterstützt und ertragen haben. 

Die Arbeit befindet sich im Hinblick auf zitierte Literatur und Rechtspre-
chung auf dem Stand von August 2004. Die in den Fußnoten nur nach Name 
des Verfassers zitierten Werke sind mit vollständigem Titel und genauer Fund-
stelle im Literaturverzeichnis am Ende der Arbeit aufgeführt. 

Gesetzestexte, die nach Paragraphen (§) zitiert werden, sind, wenn nicht 
anders gekennzeichnet, Texte des Bürgerlichen Gesetzbuches. Gesetzestexte, 
die nach Artikeln (Art.) zitiert werden und nicht besonders gekennzeichnet 
sind, sind solche des Code de la Consommation. Römische Ziffern bezeichnen 
den Absatz eines Artikels. Der z.T. hinzugefugte Buchstabe „L" bzw. „R" 
oder „D" bei einer französischen Norm zeigt an, ob es sich um einen Gesetzes-
text oder eine Verordnung handelt. Die französischen Gesetzestexte sind nicht 
mit abgedruckt, sie können jedoch leicht unter „www.legifrance.gouv.fr" kon-
sultiert werden. 
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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit untersucht das Phänomen, dass das heutige Recht es 
für nötig hält, bestimmte Personengruppen vor dem Abschluss eines Vertrages 
zu bewahren. Die vermeintlich schwache Partei soll zum Nachdenken gezwun-
gen werden, entweder vor oder aber notfalls auch nach Vertragsschluss. 

Es werden vom Gesetzgeber hierzu im Vorfeld des Vertragsschlusses Hin-
dernisse aufgebaut, insbesondere wird in die Bindungswirkung der Verträge 
eingegriffen, um ein Überdenken des Vertragsschlusses zu ermöglichen. Es geht 
somit um die Gewährleistung einer sog. „cooling-off period durch das Gesetz 
und die - nach klassischem Rechtsverständnis zumindest überraschende-
Tatsache, dass sich eine Partei aus den Vertragsverhandlungen oder gar dem 
Vertrag lösen kann, ohne eine andere Begründung als die, dass sie es „sich an-
ders überlegt" habe. Die andere Partei hat hier nicht im engeren Sinne Anlass 
zur Vertragsauflösung gegeben, so dass fraglich ist, ob die geschützte Partei 
wirklich vor einer überlegenen Partei - oder nicht vielmehr vor sich selbst ge-
schützt wird (und zwar auf Kosten der anderen Partei?). Wie funktionieren 
und wie rechtfertigen sich diese Maßnahmen der Abschlusskontrolle? Welche 
Gestaltungsmöglichkeiten gibt es für die Parteien? Wo sind, etwa aufgrund von 
Europarechtswidrigkeit, Rechtsprechungsänderungen zu erwarten? 

Abgrenzung des Themas 
Die Untersuchung konzentriert sich auf Rücktritts- und Widerrufsrechte, 

die einen unüberlegten Vertragsschluss beseitigen sollen, betrachtet aber - als 
Alternativen hierzu - auch andere Instrumente, die Bedenkzeit gewährleisten 
und so vor dem „ungewollten Vertrag" schützen, hierzu gehören etwa obligato-
rische Bedenkzeiten mit erzwungener Untätigkeit. Ihre Effizienz soll vergli-
chen werden, nachdem definiert wurde, wen und wovor diese Instrumente 
überhaupt schützen sollen. 

Das Schlagwort zur Rechtfertigung dieser Normen lautet zumeist „Verbrau-
cherschutz". Inwieweit dieser Begriff als Abgrenzungskriterium und Rechtfer-
tigungsgrund tragfahig ist, wird zu untersuchen sein. 

Nur in Randbereichen berührt das Thema daher die Frage der Aufklärung 
des Verbrauchers allgemein und den Schutz vor Werbung oder anderen unlaute-
ren Wettbewerbsmethoden, da diese nur mittelbar vor einem Vertragsschluss 
schützen. Hier soll es um den Individualschutz, nicht um die Marktregulierung 
gehen. 



2 Einleitung 

Auch Pflichtverletzungen sind nicht Thema der Arbeit, auch nicht, soweit 
sie zur Lösung vom Vertrag fuhren (Vertrag als Schaden). Denn die Lösung 
vom Vertrag wegen Fehlverhaltens der anderen Partei ist kein neues Phäno-
men, im übrigen wird hier die schwächere Partei nicht vor dem Vertrag an sich 
(oder sich selbst) geschützt, sondern vor dem Verhalten der anderen Partei. 

Ebenso wenig ist die Inhaltskontrolle Gegenstand dieser Untersuchung. 
Zwar schützt auch sie die schwache Partei vor Verträgen mit belastendem In-
halt, jedoch schützt sie nicht vor dem Vertragsschluss an sich. Es geht also 
vielmehr um die Abschlusskontrolle. Rücktritt wegen Nicht- oder Schlechter-
füllung oder wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage gehören ebenfalls nicht 
zum Thema, da dies das spätere Stadium der Vertragsausfuhrung betrifft. 

Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf typisierenden Schutzmaß-
nahmen, also auf der Behandlung bestimmter standardisierter Situationen mit 
erfahrungsgemäß hoher Gefahrwahrscheinlichkeit ohne Prüfung des Einzelfal-
les. Dieser typisierende (oder abstrahierende) Schutz ist wesentlich für den 
Verbraucherschutz - im Gegensatz zu individualisierenden Schutzmaßnahmen 
wie dem Recht der Willenserklärungen oder dem Verschulden bei Vertrags-
schluss. 

Im Übrigen geht es um gesetzliche Schutzmaßnahmen, und zwar solche, die 
zu einer einseitig gelockerten Bindung fuhren. Dass Parteien gemeinsam einen 
Vertrag aufheben können oder sich gegenseitig Rücktrittsrechte einräumen 
können, soll daher hier nicht interessieren. 

Neben dieser Eingrenzung ist eine gewisse Ausweitung des Themas erfor-
derlich. Die zu untersuchenden Schutzinstrumente - Widerrufsrechte - können 
nämlich nicht isoliert betrachtet werden. 

Die „Effektivität" der Widerrufsrechte hängt von verschiedenen Umständen 
ab, die das Lösungsrecht in den Augen des Verbrauchers attraktiv machen. 
Wichtig ist etwa, auf welcher Wissensgrundlage es ausgeübt wird und wie zur 
Ausübung angeregt wird - hier sind Informationspflichten entscheidend. Eine 
Rolle spielt auch, wie einfach die Ausübung ist - hier ist die Länge der Fristen 
und die Form der Widerrufserklärung wesentlich. Die „Effektivität" hängt auch 
davon ab, welche Konsequenzen durch die Ausübung drohen - namentlich 
Kosten für Rücksendung und Wertersatz. Ferner ist der Anwendungsbereich 
des fraglichen Schutzinstrumentes von Bedeutung, denn die Schutzintensität 
eines Widerrufsrechts etwa, das zwar leicht durchführbar ist und zu weitrei-
chenden Folgen fuhrt, das aber auf kaum ein Geschäft Anwendung findet, ist 
gering. 

Zum Stand der Forschung 
Die Funktionsweise verbraucherschützender Widerrufsrechte war natürlich 
bereits Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen, vgl. etwa die Arbeiten 
von Büßer, Certa und Herold. (Zu den Rechtsvergleichenden Ansätzen vgl. 
insb. Brenner, Ravlusevicius und Pöttler). 



Einleitung 3 

Allerdings wurde hier oftmals von vermeintlich gesicherten Erkenntnissen 
ausgegangen, die bei genauerer Betrachtung neue Fragen aufwerfen (die in der 
Literatur an anderer Stelle heftig diskutiert werden): So die Frage, ob der 
„Verbraucher" überhaupt eine zur Anknüpfung von Regelungen geeignete 
Rechtsfigur ist, welche Gefahren denn wirklich konkret drohen und ob Be-
denkzeit oder das Lösungsrecht überhaupt ein geeignetes Mittel sind, diesen 
Gefahren zu begegnen. Grundlegende Arbeiten auf diesem Gebiet haben etwa 
Mankowski, Lorenz, Westermann und Medicus vorgelegt. 

Häufig unbeachtet in juristischen Arbeiten bleiben Fragestellungen danach, 
ob rechtliche Möglichkeiten (wie ein Widerrufsrecht) tatsächlich wahrgenom-
men werden, und ggf. warum nicht. Eine Betrachtung aus Sicht der betroffenen 
Parteien, die die Attraktivität eines Gestaltungsrechts für den Berechtigten und 
seine belastende Wirkung für den Verpflichteten bewertet, kann in dieser Sache 
m.E. weiterhelfen. Es bietet sich an, unter Anwendung der Grundsätze der 
ökonomischen Analyse des Rechts zu prüfen, ob sich für die Betroffenen, 
insbesondere den Unternehmer, ein Verstoß gegen die gesetzlichen Regeln 
wirtschaftlich lohnt1. 

Ebenfalls meist nur unzureichend berücksichtigt werden die komplexen 
Entscheidungssituationen, in denen sich die Schutzbedürftigen befinden. Meist 
wird die Situation ohne nähere Differenzierung durch „Überrumpelung" oder 
„Übereilung" gekennzeichnet, was zu entsprechend undifferenzierten Schutz-
ansätzen führt. Dabei sind derartige Problematiken Gegenstand wissenschaftli-
cher Untersuchungen auf dem Fachgebiet der Psychologie. Völlig unbeachtet 
bleiben oft scheinbar banale Tatsachen wie die, dass etwa ein Viertel aller gro-
ßen Haushaltsgeräte (Waschmaschinen etc.) unter Zeitdruck gekauft wird, weil 
eilig Ersatz beschafft werden muss oder die, dass Preisvergleiche daran schei-
tern, dass etwa bei Pauschalreisen 80 % der Kunden es nicht schaffen, den 
richtigen Endpreis zu ermitteln (so das Ergebnis eines Modellversuchs). Zeit-
intensive Schutzmechanismen sehen sich daher von vornherein gewissen Vor-
behalten ausgesetzt. 

Die Beurteilung, ob ein Verbraucherschutzinstrument effektiv ist, also sei-
nen Zweck erfüllt, hängt somit von einer Vielzahl von Umständen ab, die bis-
her in diesem Zusammenhang nicht immer ausreichend berücksichtigt wurden. 

Die Heranziehung des französischen Rechts zum Vergleich liegt nahe, da es 
eine Zahl vom deutschen Recht abweichender Schutzinstrumente kennt, dies 
zum Teil seit längerer Zeit als das deutsche Recht. Andererseits aber musste 
der französische Gesetzgeber die gleichen Gemeinschaftsrichtlinien umsetzen. 
In der wissenschaftlichen Literatur wurden französische Verbraucherschutzge-
setze natürlich bereits vorgestellt (vgl. etwa die Arbeit von Brenner), ein ein-

1 Zur Notwendigkeit, gerade das europäische Recht nach dem Grundsatz der ökonomi-
schen Analyse des Rechts auszulegen vgl. Grundmann JuS 2001, 532. 
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gehender Vergleich unter den o.g. Gesichtspunkten fand jedoch bisher m.E. 
noch nicht statt. 

Dazu kommt, dass einige grundlegende Änderungen durch das Fernabsatz-
gesetz (vor allem Abkehr von der schwebenden Unwirksamkeit, Definition des 
Verbrauchers) und durch die Schuldrechtsmodernisierung (vor allem Frist- und 
Rückabwicklungsprobleme) erfolgt sind, die selbst in Arbeiten jüngeren Da-
tums nicht berücksichtigt sind. Erst im Sommer 2002 erfolgten durch das 
OLGVertrÄndG entscheidende Neuregelungen auf dem Bereich der Widerrufs-
frist bei Nichtbelehrung, des Wertersatzes bei Widerruf, bezüglich des Zeit-
punktes der Bedenkzeit sowie des verbundenen Geschäfts. Dies Gesetzesän-
derung selbst sowie die seitdem ergangene Rechtsprechung haben an entschei-
denden Schnittstellen umfangreiche Neuerungen bewirkt, etwa bei dem An-
wendungsfall des sog. haustürkreditfmanzierten Immobilienkaufes, bei der 
Länge der Widerrufsfrist, der Modalitäten der Widerrufsbelehrung sowie be-
züglich des verbundenen Geschäfts. 

Nur knapp untersucht wird in dieser Arbeit das Recht der Finanzdienstleis-
tungen, sowohl das französische Recht des Vertriebs von Wertpapieren und 
Krediten als auch die deutschen Sondervorschriften hierzu (KapAnlGesG, 
AuslInvestmG) werden größtenteils außen vor gelassen. Hier zeichnen sich 
angesichts neuer Gemeinschaftsrichtlinien größere Änderungen ab, insbesonde-
re beim Fernabsatz von Finanzdienstleistungen. 

Zur Methode 
Den dargestellten Regelungen des deutschen Rechts sollen diejenigen des fran-
zösischen Rechts gegenübergestellt werden, die ihnen entsprechen, um - teil-
weise auch aufgrund der gemeinsamen Wurzeln in Richtlinien - zu zeigen, wo 
ihre Stärken und wo ihre Schwächen liegen. Hierbei geht es nicht darum, Ab-
weichungen bei der Richtlinienumsetzung aufzuzeigen und Details wie einzel-
ne Pflichtangaben oder Fristlängen zu vergleichen, sondern darum, neue, im 
deutschen Recht unbekannte Schutzmechanismen vorzustellen und zu prüfen, 
ob sie ihren Zweck besser als die im BGB vorhandenen erfüllen. Die französi-
schen Normen stellen somit Vergleichsgröße und Alternative dar, der Schwer-
punkt der Arbeit liegt auf dem deutschen Recht. Im Ergebnis geht es weniger 
darum, Anregung für künftige Gesetzgebung zu liefern, als vielmehr um das 
Verständnis der bereits bestehenden Gesetze und um die Gestaltungsmöglich-
keiten in bestimmten Vertriebsformen. 

Ein derartiges grundlegendes Verständnis ist wichtig angesichts der sich ab-
zeichnenden weiteren Regelungen in dieser Materie und der ständig wachsen-
den Zahl neuer Vertriebsmethoden. Im Zuge der sog. Heininger-Entscheidung 
etwa wurde deutlich, dass die vom BGH zu entscheidenden Fragen nur in ent-
sprechend großem Kontext, insbesondere vor dem europarechtlichen Hinter-
grund, zu beantworten waren. Neuregelungen wie die des § 17 IIa BeurkG 
müssen vor dem Hintergrund des französischen Rechts betrachtet werden. 



Einleitung 5 

Zum Ergebnis des Vergleichs 

Folgende Behauptungen sollen bereits hier aufgestellt werden: Das deutsche 
und das französische Verbraucherschutzrecht kommen im Ergebnis zu ähnli-
chen Ergebnissen, gehen jedoch in ihren Regelungen verschiedene Wege. Dies 
betrifft bereits den Anwendungsbereich (Wer ist geschützt? Bei welchen Ver-
trägen gibt es ein Widerrufsrecht?) - hier kann grob verallgemeinernd gelten, 
dass das französische Recht weitere und vielfältigere Regeln trifft und zudem 
weniger als das deutsche auf die Person des „Verbrauchers" abstellt. Dies be-
trifft ferner die Schutzmechanismen - hier herrscht im französischen Recht 
eine größere Vielfalt als im deutschen, das französische Recht zieht zudem an 
vielen Stellen Bedenkzeiten vor Vertragsschluss dem nachträglichen Widerruf 
vor und vermeidet so Probleme bei der Rückabwicklung des Vertrages. In 
jüngster Zeit können in der deutschen Gesetzgebung aber „französische Ten-
denzen" beobachtet werden. Was schützende Formvorschriften betrifft, so 
verweist das französische Recht das deutsche Recht auf den zweiten Platz 
(nur kurz erwähnt seien hier Musterverträge, abtrennbare Widerrufsformulare, 
die vorgesehene Übersendung per Einschreiben, Gesetzestextwiedergabe und 
handschriftliche Belehrungswiedergabe). Aber auch hier orientiert sich jüngere 
deutsche Gesetzgebung scheinbar am französischen Recht. Ein markanter Un-
terschied zwischen den beiden Rechtsordnungen sind die Sanktionen, auf die 
das französische Recht setzt, um die Einhaltung der zahlreichen schützenden 
Formvorschriften zu erzwingen. Und zuletzt fallt ein systematischer Unter-
schied auf: Das deutsche Recht ist um Vereinheitlichung bemüht, es versucht, 
einen „allgemeinen Teil" der Verbraucherschutzvorschriften (Informations-
pflichten, Widerrufsfristlauf, Folgen des Widerrufs) zu bilden und gliedert 
zudem die Normen in das allgemeine Schuldrecht ein. Das französische Recht 
strebt kaum Vereinheitlichung an, sondern wiederholt mehr oder weniger 
wörtlich eine Regel an verschiedenen Stellen (etwa bezüglich der Fristdauer 
und des Fristendes oder der „deutlichen Wiedergabe"). Im deutschen Recht 
kommt es hierdurch zu Schwierigkeiten, die das französische Recht nicht 
kennt - etwa bezüglich des Vor- und Nachrangs der Anwendungsbereiche ein-
zelner Widerrufsrechte, sowie zu dem Problem der Richtlinienkonformität (die 
einheitliche Regelung muss für alle Widerrufsrechte denjenigen Schutzstandard 
erfüllen, den das Gemeinschaftsrecht nur für eines der Widerrufsrechte vor-
sieht). 

Kernfragen 

Aus allen diesen Vergleichen und Untersuchungen ergeben sich Fragen von 
langfristiger Bedeutung - insbesondere die, ob Widerrufsrechte nicht über-
haupt ein Irrweg sind sowie die, ob die auf europäischen Vorgaben beruhenden 
Verbraucherschutzvorschriften Grundstein für ein einheitliches europäisches 
Zivilrecht sein können. Antworten auf Fragen von derartiger Dimension und 
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Tragweite bewegen sich allerdings notwendigerweise im Vagen und Spekulati-
ven. 

Eine überraschend wichtige Rolle spielen jedoch bei der Untersuchung der 
Effektivität und des Sinns von Schutzmechanismen auch „kleinere" Fragen. So 
dürfen Regelungen über die Verteilung von Portokosten, Abnutzungsersatz 
und Versendungsrisiko zwischen den Parteien oder auch Formvorschriften 
nicht unterschätzt werden, sie machen letztendlich den Wert einer Schutznorm 
für den Berechtigten aus. 

Zum Aufbau 
Die Arbeit gliedert sich in zwei Kapitel. Nach einer Darstellung des status quo 
des Verbraucherschutzes beim Vertragsschluss, also der Definition des 
Schutzzweckes, der Legitimation eines Eingreifens, einer Darstellung der Ge-
fahren und möglichen Schutzmaßnahmen sowie ihrer Umsetzung in Gesetze 
(Erstes Kapitel) sollen die Probleme aufgezeigt werden, die in Einzelfallen 
auftreten, mitsamt denkbarer Lösungen hierfür. Daraus sollen Rückschlüsse 
auf die Effektivität der verschiedenen Maßnahmen gezogen werden (Zweites 
Kapitel). 

Der Theorie des Verbraucherschutzes mit ihren Aufgaben und Möglichkei-
ten folgt eine Betrachtung der Praxis, also die Bewertung der Umsetzung der 
Theorie: I - Konzepte der Abschlusskontrolle (Theoretische Darstellung der 
Lage); II - Effektivität der Abschlusskontrolle (Praktische Überprüfung der 
dargestellten Konzepte). 

Im ersten Kapitel wird zunächst Grundlegendes wie die Gefahren, die ge-
schützten Personen und die Schutzinstrumente untersucht, bevor dann die 
konkreten Verbraucherschutznormen beider Länder losgelöst vom Einzelfall 
dargestellt werden. In letztgenanntem Teil stellen Tabellen eine deutsche Norm 
jeweils einer französischen gegenüber, die eine vergleichbare Regelung trifft -
was bei Fernabsatzgeschäften zu recht geringen, bei Fernunterrichts- und Hei-
ratsvermittlungsverträgen zu ziemlich großen Differenzen fuhrt. 

Im zweiten Kapitel wird erst der Anwendungsbereich der Schutznormen 
genauer und unter Berücksichtigung von Problemfällen dargestellt - welches 
sind die Grenzfälle, wo kann manipuliert werden - , dann in einem zweiten 
Abschnitt deren Ausgestaltung. Dort wird erörtert, was der Ausübung des 
Widerrufsrecht vorangeht (Bedenkzeit, Information) und was einer Ausübung 
entgegenstehen kann (Kosten, Formalien, Fristen etc.). 



Teil Eins 

Konzepte der Abschlusskontrolle 
(Theoretische Darstellung der Lage) 



Konzepte der Abschlusskontrolle 

Im folgenden sollen zunächst abstrakt die allen Normen zugrunde liegenden 
Grundbegriffe des Verbraucherschutzes, der Verbraucherbegriff, die typische 
Gefahrensituation und die möglichen Schutzmethoden untersucht werden (Ers-
tes Kapitel), anschließend soll kurz deren konkrete Umsetzung in deutschen 
und französischen Verbraucherschutznormen umrissen werden (Zweites Kapi-
tel). 



Kapitel 1 

Abstrakte Darstellung 

Folgende Grundfragen sollen also zunächst untersucht werden: Wer soll ge-
schützt werden, warum und wovor? Welches sind die Instrumente des 
Verbraucherschutzes, aus welchem „Arsenal" an Möglichkeiten stammen die 
Instrumente Rücktritt, Widerruf und Bedenkzeit, d.h. welche Alternativen 
bestehen? Mit anderen Worten: Was ist Verbraucherschutz (I)? Wer ist 
Verbraucher (II)? Wovor (III) und wie (IV) kann der Verbraucher geschützt 
werden? 

I. Was ist Verbraucherschutz (insb. durch Bedenkzeit) ? 

Verbraucherschutz ist natürlich der Schutz des Verbrauchers - eine entschei-
dende Rolle kommt somit der Antwort auf die später behandelte Frage „Wer 
ist Verbraucher" zu. Aber auch vorher scheint bereits festzustehen: Es gibt 
eine Personengruppe, Verbraucher genannt, die besonderen Schutzes bedarf 
und für die daher spezielle Regeln gelten, dies ist das Recht des Verbraucher-
schutzes (so wie das Handelsrecht das Recht der Kaufleute ist). Möglicher-
weise aber ist „Verbraucherschutz" auch nur ein abstrakter Begriff, ein Motiv 
des Gesetzgebers sozusagen, unter dem pauschal ein nicht genau abgrenzbares 
Rechtsgebiet zu verstehen ist (so wie das „Vertriebsrecht" oder das „Wettbe-
werbsrecht"). Auch diese Antwort hängt von der Frage ab, was ein Verbrau-
cher ist, insbesondere davon, ob hier eine abgrenzbare Personengruppe vor-
liegt. 

Unstreitig hat der Verbraucherschutz viele Erscheinungsformen, zum 
Verbraucherschutz gehört der Schutz vor ungeeigneten, gefährlichen Produkten 
ebenso wie die Aufklärung über Gesundheitsgefahren oder die Verpflichtung 
eines Herstellers zur Gewährleistung bei Produktmängeln. Ein Teilgebiet des 
Verbraucherschutzes ist der Schutz des Verbrauchers vor unbedachter Bin-
dung, nur dieses ist Thema der vorliegenden Arbeit. Es geht also um den 



10 Konzepte der Abschlusskontrolle 

Schutz vor dem ungewollten Vertrag, so der Ausdruck Lorenz'1, oder, mit 
anderen Worten, um die Gewährleistung einer „cooling-off period". 

Eine dogmatische Einordnung des Rechtsgebietes „Verbraucherschutz" ist 
eine schwierige Aufgabe, die etwa fur das französische Recht von Payet unter-
nommen wurde2. Payet kommt bezüglich der Gewährung von Bedenkzeiten 
zu dem Ergebnis, dass es sich im Grunde um Zusätze zum allgemeinen Recht 
des Vertragsschlusses handelt, nämlich hauptsächlich um Formvorschriften, 
die die Willenserklärung des Verbrauchers regeln („En imposant des délais de 
réflexion, le législateur moderne cherche à éclairer le consentement du con-
sommateur"), zum Teil vergleicht sie die Vorschriften über zwingende Be-
denkzeiten auch mit den Regeln über die Geschäftsfähigkeit3. Charakteristisch 
für diese „Formvorschriften" ist, dass der Faktor „Zeit" eine große Rolle 
spielt. (Payet zitiert Bahans, welcher den Verbraucherschutz über die Rechts-
geschäftslehre erklärt: Dafür, dass das bloße subjektive Wollen in ein rechtlich 
relevantes Stadium übergehe, sei vor allem Zeitablauf erforderlich4). Letztend-
lich ist ein zentrales Ergebnis der Untersuchung Payets, dass das Verbraucher-
schutzrecht nur eine Neugruppierung der Instrumente des allgemeinen Zivil-
rechts und ein „complément aux règles traditionelles" ist. Diese Überlegungen 
sind vor dem Hintergrund der Schaffung eines „Code de la consommation" in 
Frankreich zu sehen, decken sich jedoch mit einer Bemerkung von Drexl be-
züglich des deutschen Rechts, wonach das Verbraucherschutzrecht eine 
„Querschnittsmaterie ohne rechtsdogmatische Geschlossenheit"5 ist. 

Es soll kurz begründet werden, mit welchem Ziel oder welcher Rechtferti-
gung der Gesetzgeber hier überhaupt tätig wird; wie weit er gehen darf und 
welche allgemeinen Grundsätze er hierbei verletzen kann (A). Im Anschluss 
soll kurz abgegrenzt werden, welche Normen nicht mehr „verbraucherschüt-
zend" sind, obwohl sie ein ähnliches Ziel verfolgen (B). 

A. Ziele und Rechtfertigung des Verbraucherschutzes 

„Verbraucherschutz" ist dogmatisch eine Ausnahme vom Normalfall, die 
Durchbrechung der allgemeinen Grundsätze, im vorliegenden Fall - es soll hier 
ja um einseitige Vertragslösungsrechte gehen - des Grundsatzes „pacta sunt 
servanda" (1). Dies ist gerechtfertigt durch bestimmte Ziele (2). Bei Über-
schreiten der engen Grenzen drohen Gefahren (3). 

1 Lorenz 1997, 5 ff 
2 Payet 2001, insb. 291 ff 
3 Payet 2001, 297, 317 
4 Bahans 1998, 53, vgl. Payet 2001, 291 dort Fn. 3 
5 Borchert 1994, 4; Drexl 1998, 5 
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1. Die Ausnahme vom Prinzip „pacta sunt servanda" 

a) Der Grundsatz pacta sunt servanda als Konsequenz der 
Privatautonomie 
Unabdingbare Grundlage jeder Privatrechtsordnung, die auf dem Grundsatz der 
Privatautonomie aufbaut, ist der Grundsatz „pacta sunt servanda"6. Privatau-
tonomie bedeutet „das Prinzip der Selbstgestaltung der Rechtsverhältnisse 
durch den einzelnen nach seinem Willen"7. Die Privatautonomie verwirklicht 
sich in der „Relevanz des Willens", durch den sich die Parteien binden kön-
nen - damit die Selbstgestaltung funktioniert, muss die Bindung des Willens 
Wirkung entfalten und durchsetzbar sein. Diese Bindung, die lex contractus, 
hat zwischen den Parteien Gesetzeskraft - was in Art. 1134 I Code Civil aus-
drücklich geregelt ist und in § 305 BGB stillschweigend vorausgesetzt wird. 
Auch die Vertragsfreiheit - die Freiheit des einzelnen, einen Vertrag mit wem 
und mit welchem Inhalt auch immer abzuschließen - ist Bestandteil der Privat-
autonomie. Die Privatautonomie ist nicht bloß aus Zweckmäßigkeitserwägun-
gen zu rechtfertigen, sondern das rechtliche Korrelat zur Anerkennung der 
menschlichen Freiheit schlechthin8. Sie ist daher als Prinzip durch das Grund-
gesetz vorgegeben. Das Bundesverfassungsgericht9 sagt: „Art. 1 I GG schützt 
die Würde des Menschen, wie er sich in seiner Individualität selbst begreift 
und seiner selbst bewusst wird. Hierzu gehört, dass der Mensch über sich 
selbst verfügen und sein Schicksal eigenverantwortlich gestalten kann.". 

Grundsätzlich gilt seit jeher die Vermutung, dass das, was zwei Parteien 
aushandeln, gewollt und damit auch „gerecht" ist. Dieses Prinzip hat 1943 
Schmidt-Rimpler die „Richtigkeitsgewähr des privatautonom geschlossenen 
Vertrages" genannt10. (Schmidt-Rimpler unterwirft den privatautonom ge-
schlossenen Vertrag allerdings aus anderen Gründen wiederum einer Überprü-
fung, vornehmlich einer Inhaltskontrolle). 

b) Rechtfertigung von Eingriffen in die Privatautonomie 
Der Verbraucherschutz, der sich zum Ziel setzt, den Verbraucher vor einem 
Vertrag zu schützen, greift in diese Grundsätze notwendigerweise ein. 

Da Privatautonomie in ihrem Grundsatz Freiheit von Fremdbestimmung 
darstellt, bedeutet sie zunächst Nichteinmischung der Rechtsordnung in den 
freien, selbstbestimmten Willen des Individuums11. Dass diese Freiheit nicht 

6 Lorenz 1997, 1 
7 BVerfGE 72, 155 (170) m.w.V. (vgl. Lorenz 1997, 15) 
8 Lorenz 1997, 15 unter Berufung auf Zöllner, Dilcher, Canaris und M. Wolf, 

dort Fn. 2-6 
9 BVerfGE 49, 286 (298) 
10 Schmidt-Rimpler, AcP 147, 130 
" Lorenz 1997, 15 
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unbegrenzt ist, sondern ihre Grenze in der Freiheit des Mitmenschen findet 
und sich damit nur in einem von der Rechtsordnung zur Verfügung gestellten 
Rahmen vollziehen kann, ist (und war schon immer) unbestritten - Privatau-
tonomie bedarf also der Ausgestaltung durch die Rechtsordnung12. Die An-
sichten darüber, wie dieser Rahmen aussieht, haben sich allerdings im Laufe 
derZeit verändert. Im Liberalismus des 19. Jahrhunderts verstand man es so: 
Jedermann hat das Recht, seine wirtschaftlichen Chancen voll zu nutzen; der 
Staat hat sich aus diesem Spiel der freien Kräfte herauszuhalten und wird nur 
gebraucht, wenn es darum geht, die von den Teilnehmern des Spiels geschlos-
senen Geschäfte zu sanktionieren13. Nach heutigem Verständnis gilt eher: Die 
Vertragsparteien können ihre Rechtsbeziehungen nach ihrem Willen frei gestal-
ten, aber mit dem Vorbehalt, dass der Staat das Recht hat einzugreifen, wenn 
es gilt, den Schwächeren zu schützen. 

Aus dem streng verstandenen Grundsatz der Privatautonomie folgt, dass 
eine - unter Beachtung der Gesetze - eingegangene Vertragsbindung nur durch 
neuen Vertrag wieder gelöst werden kann. Aus dem heutigen Verständnis folgt, 
dass der Gesetzgeber nicht nur Regeln für den Abschluss von Verträgen, son-
dern auch zu deren inhaltlicher Kontrolle aufstellen und unter bestimmten 
Voraussetzungen sogar die Lösung von der vertraglichen Bindung gestatten 
kann14. 

Hierbei ist aber zu beachten, dass dieser Eingriff des Staates zwar auf den 
ersten Blick die Privatautonomie einschränkt. Zugunsten eines schwachen 
Teilnehmers am „Spiel" schafft der gesetzgeberische Eingriff womöglich erst 
die Möglichkeit, das eigene Leben selbst zu gestalten, stärkt also hier die Pri-
vatautonomie. Es kann also - paradoxerweise - sein, dass der Grundsatz „pac-
ta sunt servanda" eingeschränkt wird, um die Privatautonomie zu schützen. 

c) Andere Argumentationen zur Rechtfertigung des Eingriffs 
Eine engere Sichtweise betrachtet die Verbraucherschutzregeln, die eine Lösung 
vom Vertrag ermöglichen, als „Sanktion": Die Durchbrechung der Vertrags-
treue sei gegenüber der Partei, die am Vertrag festhalte, nur gerechtfertigt, 
wenn Fehler in der Willensbildung der sich lösenden Partei ihr zugerechnet 
werden könnten15, als Risikoprinzip, bzw. als ein dem Grundgedanken der 
Gefährdungshaftung in ihrer Form als Handlungshaftung vergleichbares Prin-
zip16. Etwa so äußert sich Medicus: Das Widerrufsrecht als Rechtsfolge sei 

12 etwa BVerfG NJW 1990, 1469 (1470) : „Privatautonomie besteht nur im Rahmen der 
geltenden Gesetze". 

13 Raiser JZ 1958, 1 
14 Heinrich 1999, 199 
15 Lorenz 1997, 38 und 164 
16 Lorenz 1997, 164 und dort Fn. 380 
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nur gerechtfertigt bei situativer Gefahr, also bei Fehlverhalten der anderen Par-
tei17. 

Folgende Parteiinteressen stehen sich gegenüber: Das Bestandsinteresse 
(Bindungsinteresse) auf der einen und das Lösungsinteresse auf der anderen 
Seite. Können der einen Partei Fehler in der Willensbildung der anderen Partei 
zugerechnet werden, führt dies zur Verschiebung der Interessenwertung zu-
gunsten des Lösungsinteresses18. 

Weiter in der Rechtfertigung der Vertragsauflösung geht Bydlinski19, indem 
er auf den Vertragsinhalt selbst abstellt. Ihm zufolge ist das Vertrauen darauf, 
einen ungewöhnlichen, nicht-äquivalenten Gewinn zu machen, weniger 
schutzwürdig als ein inhaltlich ausgewogener Vertrag. Jedoch kann mangelndes 
schutzwürdiges Vertrauen oder fehlendes legitimes Interesse am Vertrag eine 
Vertragsbindung nicht a priori ausschließen (es kann höchstens ein Gesichts-
punkt unter vielen hierfür sein)20 - dies widerspräche dem Ansatz von § 305 
BGB, der Verpflichtung an das gegebene Wort und nicht an das schutzwürdige 
Vertrauen des Gegners knüpft. Die Konsequenz wären ansonsten ausufernde 
Lösungsmöglichkeiten und die Beschränkung der Privatautonomie auf die 
Möglichkeit, inhaltlich ausgewogene Verträge zu schließen. 

2. Ziele - Schutz des Unterlegenen 

Die Ziele der verbraucherschützenden Regelungen - hier insbesondere derer, 
die vor dem „unerwünschten Vertrag" schützen - ergeben sich aus dem oben 
Gesagten. Es soll sichergestellt werden, dass jeder Teilnehmer am Rechtsver-
kehr - im Sinne von Markt, also am Austausch von Waren und Dienstleistun-
gen - sein Schicksal eigenverantwortlich gestalten kann. 

Hierzu gehört zunächst, dass jede Willensbildung, die abgegeben wird und 
die zu Vertragsbindung führt, auch wirklich den tatsächlichen Willen des Erklä-
renden wiedergibt. Soweit die Rechtsordnung dies gewährleistet, greift sie noch 
gar nicht in die Privatautonomie ein, sondern setzt diese vielmehr um. 

Das nächste Ziel ist der Schutz des Schwächeren - also Schutz dort, wo der 
Wille zwar fehlerfrei erklärt wurde, der Erklärende seinen Willen aber unter 
Umständen bilden musste, die ihn „unfrei" machen (Zwangslagen). Die 
Rechtsordnung sanktioniert daher etwa die Ausnutzung von Notlagen und 
Unerfahrenheit oder unverschuldeter Veränderung äußerer Umstände (Wucher, 
Treuwidrigkeit, Wegfall der Geschäftsgrundlage). Diese Maßnahmen können 
noch als „Eingriffe eines Schiedsrichters" zum Schutz der Privatautonomie 
verstanden werden. 

17 Medicus 1994 
18 Lorenz 1997,38 
19 Bydlinski 1967 
20 Lorenz 1997,41 
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Nach heutigem Verständnis gehört zur eben genannten Gewährleistung 
auch, den Einzelnen vor Rechtsbindungen zu schützen, die zwar auf fehlerfrei-
er Willensbildung basieren und die nicht im eben genannten Sinne „unfrei" zu-
stande gekommen sind, die aber gegen sein „wohlverstandenes Interesse" ver-
stoßen. Es wird angenommen, dass bestimmte Entscheidungen vom Einzelnen 
„so nicht gewollt gewesen wären, wenn er mehr Überblick über den Markt 
oder seine eigene Lage gehabt hätte", mit anderen Worten, der Einzelne wird 
vor sich selbst geschützt. 

Dieses letzte Ziel ist nicht mehr so einfach als Ausgestaltung der Privatau-
tonomie oder deren Schutz zu rechtfertigen. Denn die entsprechenden Maß-
nahmen sind, je nachdem welches Menschenbild man voraussetzt, überflüssige 
Eingriffe. Geht man vom Menschen als rational handelndem „homo oeconomi-
cus" aus, der egoistisch seinen Vorteil erkennt und entsprechend handelt, so 
reicht es aus, seine vollständige Information sicherzustellen, und er wird selbst 
die Handlungsweise wählen, die zu seinem Vorteil ist, zusätzliche Schutzmaß-
nahmen sind überflüssig (und verzerren die Gleichheit der Marktteilnehmer). 
Anders, wenn man hingegen von einem Menschenbild ausgeht, das auf der 
anthropologischen Erfahrung menschlicher Unvollkommenheit basiert, wie sie 
in der christlich-abendländischen Überlieferung zum Ausdruck kommt21. Hier-
für spricht der Umstand, dass der Mensch sich mitunter gegen alle Vernunft in 
Versuchung führen lässt - ein Umstand, den das Recht nicht einfach ignorieren 
darf, indem es von einem jederzeit rational handelnden Menschen ausgeht. 
Pfeiffer beschreibt die Vereinbarkeit des Schutzes menschlicher Unvollkom-
menheit mit dem Grundsatz der Privatautonomie so: „So lässt sich etwa das 
Widerrufsrecht des Verbrauchers bei Kreditverträgen als Humanum, also als 
Versuch begreifen, die Bewältigung menschlicher Unvollkommenheit mit einer 
Aufrechterhaltung des Prinzips der Privatautonomie und des Prinzips der 
Bindung an den Vertragswillen rechtlich zu vereinbaren. Durch das Widerrufs-
recht wird die rechtliche Entscheidungsfreiheit auch für den Fall gesichert, dass 
ein Verbraucher der Verlockungswirkung des geliehenen Geldes zunächst erle-
gen ist und erst anschließend wieder zur Vernunft findet." Ihm zufolge ist die 
soziale Marktwirtschaft der Versuch einer Verständigung des Ordoliberalismus 
mit den Postulaten einer christlichen Soziallehre22. 

Das Ziel des Verbraucherschutzes - und gleichzeitig die Rechtfertigung des 
Eingriffs in die Privatautonomie - lässt sich also mit anderen Worten so be-
schreiben: Der Mensch entscheidet frei, also aufgrund seines Verstandes, aber 
er ist unvollkommen. Er darf daher zwar entscheiden, was zu seinem Besten 
ist, aber manchmal ist er, ohne es zu merken, nicht wirklich frei. Der Staat 
muss dann eingreifen und ihn schützen, bis er wieder frei in seiner Entschei-
dung ist. 

21 Pfeiffer 1999, 31 
22 Pfeiffer 1999, 31 unter Berufung auf v. Nell-Breuning und Canaris. 
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Welche Probleme mit der Entscheidung für den Schutz des Verbrauchers 
vor seiner eigenen Unvollkommenheit entstehen, zeigt die Überlegung, welcher 
Maßstab hier angelegt werden soll - was muss der Verbraucher wissen, was 
darf er missverstehen? Diese Frage betrifft das Verbraucherleitbild, also die 
Festlegung des „Durchschnittsverbrauchers" und der Fähigkeiten, die von ihm 
erwartet werden können. 

3. Methode - Kompensation von Ungleichgewichtslagen 

Das Ziel des Verbraucherschutzes - soweit Gegenstand dieser Arbeit, d.h. der 
Schutz vor unerwünschten Verträgen - soll erreicht werden durch die Kom-
pensation der (möglichen) Ungleichgewichtslage beim Vertragsschluss. Diese 
lässt sich unter Zusammenfassung der Rechtsprechung von BGH und 
BVerfG23 wie folgt beschreiben: 

Die Privatautonomie fuhrt zu ausgewogenen Verträgen, weil jeder sein Inte-
resse wahrnimmt, dadurch kommen gerechte Regelungen zustande. Dies setzt 
aber das Bestehen einer Gleichgewichtslage voraus, in einer Ungleichgewichts-
lage gelingt der schwächeren Partei nicht die Durchsetzung ihrer Interessen. 
Deshalb muss dann ein besonderes Recht (in Abweichung vom Privatrecht, 
unter „mannigfachen Einschränkungen der Privatautonomie durch einseitig 
zwingendes Recht"24) für diese Ungleichgewichtslagen eingreifen. Die Un-
gleichgewichtslage muss, da sie nicht ohne weiteres beseitigt werden kann, 
ausgeglichen, d.h. kompensiert werden. 

Diese Grundvoraussetzung, die grundsätzliche Methode des Schutzes, ist 
vor allem von Medicus kritisiert worden. Nicht nur hält Medicus eine Kom-
pensation teilweise für unmöglich, er erklärt auch, dass die Kompensation gar 
nicht immer wünschenswert sei. 

a) Unmöglichkeit einer Kompensation? 
Der Grundgedanke des Verbraucherschutzes ist, dass aus verschiedenen Grün-
den eine Partei unterlegen ist. Diese Unterlegenheit kann intellektueller oder 
wirtschaftlicher Natur sein, die intellektuelle Unterlegenheit kann auf Informa-
tionsdefiziten beruhen, durch die Situation bewirkt sein oder sonstige, etwa 
dauerhaft in der Person liegende Ursachen haben (zu diesen „Gefahren" s.u. S. 
73 ff). Medicus nennt vier Faktoren für das Gleichgewicht (bzw. seine Stö-
rung): Die Angewiesenheit auf den Vertragsschluss (d.h. wie ist der Verhand-
lungsstand, besteht die Möglichkeit, den Vertrag abzulehnen?), die Vermö-
gensverhältnisse (wie kann die Partei einen Verlust verkraften?), Hilfen 
(„Rückhalt" der Partei bei Dritten) und intellektuelle Eigenschaften (etwa Ge-

23 insbesondere BVerfGE 81, 242 und BVerfG NJW 1994, 93 
24 so Medicus 1994, 18 
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schäftserfahrung, Beredsamkeit, sowie die „Tagesform", beeinträchtigt durch 
Übermüdung oder Mangel an Vorbereitung). 

Dass sich beim Vertragsschluss zwei in allen Faktoren gleich starke Partei-
en gegenüberstünden sei unwahrscheinlich, so Medicus, demnach könne 
Gleichgewicht auch bedeuten, dass das Ungleichgewicht bei einem Faktor bei 
einem anderen Faktor kompensiert werde, es sei somit nur ein „Gesamtgleich-
gewicht" zu erzielen. Sodann führt Medicus diesen Gedanken ad absurdum: 
Die Kompensation eines intellektuellen Defizits könne demnach durch ein 
Plus beim Faktor Vermögensverhältnisse ausgeglichen werden, wenn es gelin-
ge, für beides verlässliche Maßstäbe zu finden. Die Frage sei also nur: „Um 
wie viel soll jemand relativ reicher sein müssen, um die eigene relative Dumm-
heit auszugleichen"25? 

Jedoch ist die Kompensation nicht so unmöglich wie in dem von Medicus 
dargestellten Modell. Zum einen ist der von Medicus gewählte Faktor „Ver-
mögensverhältnisse der Parteien" kein wirklicher Ungleichgewichtsfaktor beim 
Vertragsschluss, er wirkt sich erst hinterher aus, wenn es darum geht, wie der 
Vertrag „verkraftet" (so Medicus selbst) werden kann. (Und hier ist es tat-
sächlich so, dass ein unüberlegter Vertragsschluss, etwa ein in seiner Komple-
xität nicht durchschauter ratenfinanzierter Autokauf, für eine „arme" Partei ein 
größeres Risiko darstellt als für eine reiche.) Bei den Faktoren „intellektuelles 
Defizit" und „Hilfe durch Dritte" ist es entgegen Medicus" Ansicht durchaus 
so, dass das eine das andere kompensieren kann. Des weiteren nimmt Medicus 
an, dass ständig kompensiert werden müsste zwischen den verschiedenen Fak-
toren, die die Machtposition einer Partei ausmachten, was viel zu schwierig 
sei - statt realistischerweise davon auszugehen, dass die meisten Verträge zwi-
schen unterschiedlich starken Parteien geschlossen werden. 

b) Unangebrachtheit einer Kompensation? 
Weiter wendet Medicus gegen die theoretische Methode des Verbraucher-
schutzes ein, ein Ungleichgewicht könne durchaus „verdient" sein, so dass es 
unangebracht sei, es zu beseitigen. Medicus beschreibt die Konstellation zwei-
er Parteien, von denen die eine sich ein „intellektuelles Übergewicht", etwa 
einen Vorsprung an Wissen und Erfahrung mit dem Vertragsgegenstand oder 
besondere Beredsamkeit jahrelang hart erarbeitet hat, wohingegen die andere 
Partei untätig geblieben sei, weil sie Kosten und Mühe gescheut habe26. Diesen 
Vorsprung der einen Partei zunichte zu machen sei unbillig, dies komme dem 
Wettkampf gleich, bei dem einem Athleten ein Punktevorsprung gegeben wer-
de, um das bessere Training des anderen auszugleichen. Die Korrektur dieses 
Ungleichgewichts bedeute, demjenigen Anreiz zu gewähren, der passiv und 
untätig sei. 

25 Medicus 1994, 20 
26 Medicus 1994, 21 
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Auch dieses Beispiel führt jedoch in die Irre. Nur nebensächlich erwähnt 
Medicus in seinem Beispiel, dass der Ausgleich nur dann ungerecht ist, wenn 
die eine Partei etwas unterlässt, was ihr theoretisch möglich gewesen wäre 
(„schwächerer Verhandlungspartner (...), der vielleicht Mühe und Kosten in 
gleicher Weise hätte aufwenden können, dies aus Bequemlichkeit oder Spar-
samkeit unterlassen hat"27). Meist ist aber eben dies nicht oder nur unter gro-
ßen Schwierigkeiten möglich. Medicus erwähnt in seinem Beispiel Parteien, die 
einen Gesellschaftsvertrag schließen und unterschiedlich gut vorbereitet sind, 
er täuscht damit darüber hinweg, dass die meisten Verträge über Gegenstände 
geschlossen werden, bei denen es der einen Partei unmöglich ist, den Informa-
tions- und Erfahrungsvorsprung der anderen Partei aufzuholen - wie soll etwa 
ein Normalbürger, der einen Kredit aufnehmen möchte, es schaffen, mit dem 
Kenntnisstand seiner Bank Schritt zu halten? Was theoretisch möglich er-
scheint, erweist sich praktisch als undurchführbar, da die Bank täglich eine 
Vielzahl ähnlicher Verträge abschließt, und der Bürger zudem noch mit dem 
Kenntnisstand seines Auto- und seines Elektrohändlers sowie dem seines Ver-
sicherungsmaklers Schritt halten muss. 

c) Fazit 
Dass eine Gleichgewichtslage (auch als „Vertragsparität" bezeichnet) schwer 
fest- oder auch herzustellen ist, ist unbestritten28, insoweit ist Medicus bei-
zupflichten. Auch ist Medicus" Argument bedenkenswert, die „Angewiesen-
heit" auf den Vertragsschluss müsse bei der Beurteilung der Schutzwürdigkeit 
eine Rolle spielen. 

Hingegen kann Medicus" Beispiel nicht entnommen werden, es gebe keine 
Ungleichgewichtslagen, die kompensiert werden könnten. Ebenso ist Medicus 
lediglich insoweit zuzustimmen, als nicht Ziel von Schutzmaßnahmen sein 
kann, ein vollständiges - insbesondere informationelles - Gleichgewicht zwi-
schen den Parteien herzustellen. Es kann jedoch nicht bestritten werden, dass 
es Ungleichgewichtslagen gibt, die eine Schwelle überschreiten, ab der aus den 
weiter oben erörterten Gründen Einschreiten geboten ist. Welche das sind, 
ebenso die Frage, durch welche Mittel die Kompensation erfolgen kann, wird 
noch zu sehen sein. 

4. Risiken des Verbraucherschutzes 

Die Risiken dieses „Schutzes des Verbrauchers" ergeben sich aus einer Weiter-
entwicklung des oben Gesagten: Die Funktion des Verbraucherbegriffs besteht 
darin, diejenigen Personen zu kennzeichnen, die in bestimmten Situationen 
über das normale Maß hinaus „Hilfe" brauchen, die also über das Konsenser-

27 Medicus, 1994, 21 
28 etwa Zöllner, AcP 176, 221 (236 f); Hönn 1982, 88 ff, insb. 99 ff 
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fordernis hinaus eines zusätzlichen situativen Schutzes ihrer rechtsgeschäftli-
chen Entscheidungsfreiheit bedürfen. Wird die Verbrauchereigenschaft ver-
neint, so liegt dem die normative Bewertung zugrunde, dass eine Person über 
hinreichende Geschäftskompetenz verfügt, um die vom Gesetzgeber näher 
beschriebenen situativen Beeinträchtigungen ihrer Entscheidungsfreiheit zu 
bewältigen29. Es wird also eine Gruppe „Hilfsbedürftiger" definiert, denen eine 
„Geschäftskompetenz" fehlt. 

Dies kann dazu fuhren, dass der Bürger ab einem gewissen Punkt in einer 
Weise entmündigt ist, die dann gegen die Menschenwürde verstößt, wenn er 
etwa keinen bindenden Vertrag mehr abschließen kann und er als Marktteil-
nehmer deshalb nicht mehr ernstgenommen wird. Es droht eine Art „Teil-
rechtsfähigkeit" des Verbrauchers (a). Dieser ausufernde Schutz wirkt zudem 
ab einem bestimmten Punkt kontraproduktiv (b). 

a) „Diskriminierung" des Verbrauchers 
Die ausschließliche personelle Anknüpfung an „den Verbraucher" verbunden 
mit dem nahezu vollständig typisierenden Schutz einer ohne weiteres in ihrer 
Gesamtheit als schutzwürdig eingestuften Personengruppe (und dem ebenso 
typisierenden Ausschluss anderer Personen) kommt einer Diskriminierung 
bestimmter Bevölkerungsgruppen nahe30. Lorenz sieht in solchen pauschali-
sierenden Gruppenbezeichnungen - er nennt neben dem „Verbraucher" andere 
Beispiele aus der Rechtsprechung für Gruppenbezeichnungen, wie „gerade 
volljährig Gewordener"31, J u n g e Ehefrau"32, „Landwirte" (die gegenüber Ü-
berredungsversuchen „nicht selten besonders hilflos sind")33 - eine „Aufwei-
chung der Geschäftsfahigkeitsgrenze"34. Er weist darauf hin, dass Teile der 
Lehre dies sogar ausdrücklich begrüßen, so nach der Deutung von Fikentscher 
M. Wolf, welcher die rechtsgeschäftliche Entscheidungsfreiheit als zusätzliche 
Wirksamkeitsvoraussetzung rechtswirksamer Erklärungen annehmen will im 
Sinne einer Art „wirtschaftlichen Geschäftsfähigkeit"35. H. Honsell fordert 
differenzierte Volljährigkeitsgrenzen für „gefahrliche Geschäfte mit weitrei-
chenden Verpflichtungen" und hält hier etwa ein Alter von 25 Jahren für an-
gemessen36. 

Lorenz warnt hiervor jedoch nachdrücklich - mit den gleichen Argumenten, 
die bereits oben bei Erörterung der Frage der Anknüpfung an den Verbraucher-

29 Pfeiffer 1999 S. 30; so auch Drexl JZ 1998, 1046 (1091) und Preis ZHR 1994, 567 
30 Lorenz 1997, 5, dort Fn. 18 
31 BGH NJW 1989, 1665 
32 BGH NJW 1994, 1726 
33 BGH NJW 1992, 425 
34 Lorenz 1997, 6, dort Fn. 18, unter Bezug auf Mayer-Maly, AcP 194 , S. 105 (152) 
35 Fikentscher 1971,41 (48) 
36 Honsell JZ 1989, 495f und JuS 1993, 817 (820) 
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begriff erwähnt wurden: Den „schlechthin Unterlegenen" gebe es nicht37, und 
die Gruppenbezeichnung sei eine unnötige Vergröberung gegenüber dem im 
allgemeinen Schuldrecht zur Verfugung stehenden Instrumentarium. Dieses 
erlaube grundsätzlich einen ausreichenden Schutz, „ohne automatisch beim 
Kreditnehmer einen Zustand verminderter Geschäftsfähigkeit zu unterstellen", 
so Westermann38. Westermann sieht im Zusammenhang mit den verbraucher-
schützenden Regelungen der Vertragsanbahnung die Vertragserklärung volljäh-
riger Personen in den Rang von Scherzerklärungen herabgedrückt39. 

Im Extremfall führt der Verbraucherschutz dazu, dass der zu Schützende 
vom Rechtsverkehr ausgeschlossen und dadurch in seiner Entfaltungsfreiheit 
eingeschränkt wird40. 

b) Kontraproduktive Wirkung des Verbraucherschutzes 
Zum Teil droht durch den ausufernden Schutz eine Wirkung auf den geschütz-
ten Bürger, die genau entgegengesetzt zum verfolgten Schutzziel steht: Aus-
ufernder Schutz fördert nicht Selbstverantwortung und überlegtes Handeln, 
denn gerade das Bewusstsein, Verantwortung und Konsequenzen zu tragen, 
wirkt steuernd auf das Verhalten der Teilnehmer am Rechtsverkehr41. 

Dies wurde bereits früh erkannt. So folgerte Lindley L.J. 1887 im engli-
schen leading case zur undue influence42: „It would obviously be to encourage 
folly, recklessness, extravagance and vice if persons could get back property 
which they foolishly made away with, wether by giving it to charitable insti-
tutions or by bestowing it on less worthy objects"43. Also: Das Widerrufs-
recht als Ermutigung zu verantwortungslosem Verhalten. 

Lorenz spricht von einem Teufelskreis: Durch eine voreilige Kontrolle wird 
das Bewusstsein der Selbstverantwortung ausgehöhlt, hierdurch wird der Be-
darf an externer Kontrolle erst wirklich geschaffen44. 

Man muss sich fragen, ob in manchen Bereichen dieser Punkt nicht bereits 
erreicht ist. Wer liest etwa schon bei jedem Vertragsschluss noch die AGB -
und vertraut stattdessen darauf die Kontrollmechanismen des AGBG? Und 
betrachtet man das Ausmaß der Verschuldung von Privathaushalten, stellt sich 
durchaus die Frage, ob hier jeder Vertragsschluss wirklich auf einer realisti-
schen Einschätzung der eigenen finanziellen Möglichkeiten beruhte, ob die 

37 s. auch Hönn 1982, 307f 
38 so Westermann, 995ff (1010) 
39 Westermann 1983, 92 
40 Medicus 1994, 33 
41 Fastrich 1992, 74 und 228, zitiert nach Lorenz 1997, dort Fn. 46 
42 Allcard v. Skinner, [1887] 36 Ch.D. 145 (182) 
43 Etwa: „Es würde bedeuten, zu unüberlegtem und törichtem Verhalten zu ermutigen, 

wenn jemand sein Eigentum, dass er gespendet oder ungünstig verwendet hat, zurückerlangen 
könnte." 

44 Lorenz 1997, 11 unter Berufung auf Singer 1988, 25. 
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Erwerber auf spätere „himmlische Fügungen" (auf gesetzgeberische Schutz-
maßnahmen?) vertrauten oder sich schlicht der Bedeutung ihrer Erklärung nicht 
bewusst waren. 

Bemerkenswert ist auch, dass die Verbraucherzentralen in ihrer Beratungs-
praxis immer wieder Verbraucher mit der Rechtsauskunft verblüffen, dass es 
kein allgemeines Rücktrittsrecht vom Kaufvertrag gibt. Die gesetzlichen Spezi-
alregeln und die Kulanz einiger Händler bei der Rückabwicklung von Kaufver-
trägen lassen also manch einen vergessen, was ein Vertrag grundsätzlich an 
Bindungswirkung mit sich bringt. 

B. Wann liegt eine verbraucherschützende Norm vor? 

Wenn dies also der Rahmen ist, in dem sich Verbraucherschutz bewegt, ab 
wann ist dann eine Norm eine Norm des Verbraucherschutzes? Gibt es Krite-
rien, deren Erfüllung eine Norm zur Verbraucherschutznorm macht? Oder -
dieser Verdacht drängt sich hier erneut auf - ist „Verbraucherschutz" nur ein 
vages Konzept, in dessen Dienst Vorschriften in nicht genau bestimmbarer 
Zahl stehen? 

Es stellt sich etwa die Frage, ob die Vorschriften des Mietrechts sowie 
§ 138 BGB frühe Verbraucherschutznormen oder Vorstufen dazu sind. Ist das 
Reiseertragsrecht des BGB Verbraucherschutz, obwohl es den „Verbraucher" 
nicht erwähnt? Und, was für die vorliegende Untersuchung von besonderem 
Interesse ist: Sind Normen, die etwa beim Vertragschluss die Freiheit der Wil-
lenserklärungen schützen (§§ 119, 123 BGB) Normen des Verbraucherschut-
zes? 

1. Was ist „neu" am Verbraucherschutz? 

Bei der Verwendung des Begriffes „Verbraucherschutzrecht" stellt sich natür-
lich sofort die Frage, worin der Unterschied zu „normalem" Recht liegt. Gibt 
es einen Unterschied zwischen „Verbraucherschutzrecht" und „traditionellem" 
Recht, etwa den Normen des BGB in seiner Fassung bis zur Mitte des letzten 
Jahrhunderts? Ist der Gedanke des Verbraucherschutz eine Idee der Neuzeit, 
die auf entgegengesetztes Gedankengut im BGB prallte? 

a) Veränderte Umstände? 
Die Frage ist zunächst, ob, wenn denn der Verbraucherschutz ein neues Recht 
sein soll, für das ein Bedürfnis besteht, hierdurch Missstände geregelt werden, 
die schon immer bestanden (und früher also ungeregelt waren), oder ob es sich 
hierbei um neue Umstände (Missstände) handelt, die der Regelung bedurften. 

Leicht drängt sich der Eindruck auf, früher sei alles anders gewesen, deshalb 
müsse auch das Recht anders sein als früher. Bei der Überlegung, welche Um-
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stände bei Schaffung des BGB zu Beginn des 20. Jahrhunderts anders gewesen 
sein könnten als heute und eine andere Gesetzgebung gerechtfertigt haben 
könnten (soweit sie überhaupt anders ist, was noch zu sehen sein wird) fallt 
auf, dass dies nicht der gesunkene Lebensstandard oder die Versorgungslage 
des Bevölkerungsdurchschnitts sein kann, denn diese sind in den letzten hun-
dert Jahren eher gestiegen als gesunken. Auch kann man nicht sagen, dass sich 
Machtverhältnisse im Gesellschaftssystem zum Nachteil der breiten Masse 
der Bevölkerung entwickelt hätten. Es geben nach wie vor Menschen Geld aus, 
das sie nicht haben und geraten dadurch in finanzielle Schwierigkeiten. Wegen 
Überschuldung verhungert zwar heute niemand mehr, auch dürften die 
schlimmsten Auswüchse der Gründerzeit (Monopole, Produktunsicherheit, 
Analphabetismus, wirtschaftliche Abhängigkeit) überwunden sein, an den 
grundsätzlichen Problemstellungen hat sich jedoch nichts geändert. Diese Ü-
berlegungen sprechen dafür, dass der „Verbraucherschutz" Probleme regelt, die 
nicht neu sind. 

Einige Phänomene allerdings sind „neu", also heute anders als zu Zeiten der 
Entstehung des BGB: Es haben sich die Methoden des Handels verfeinert, es 
gibt ungleich mehr Produkte und ausgefeiltere Vertriebsmethoden. Für beson-
ders bedeutsam hält Medicus ferner ein seit den fünfziger Jahren einsetzendes 
Phänomen, nämlich die Entdeckung zukünftigen (Arbeits-) Einkommens als 
Kreditgrundlage - hierdurch könnten sich viele Bürger an Geschäften beteili-
gen, die ihnen früher gar nicht offen standen, und hieraus drohten auch Belas-
tungen, die es früher nicht gegeben habe45. 

b) Streit um Vereinbarkeit von Verbraucherschutz und BGB 
Eine verbreitete Auffassung ist, das BGB stehe in der geistigen Tradition des 
Liberalismus und habe Probleme ignoriert, die erst nach dem zweiten Weltkrieg 
im Wege des Verbraucherschutzes bekämpft worden seien. Insbesondere Ende 
der sechziger Jahre erklärten viele Autoren die „Krise der Privatautonomie"46, 
polemisieren etwa gegen die Vertragsfreiheit als „realitätsfernen Begriff, der 
wirtschaftliche und soziale Realitäten außer Acht lasse"47, oder sprechen -
auch später noch - im Zusammenhang mit der strengen Haftung des leistungs-
unfähigen Vertragsschuldners vom „eisigen Wind der Privatautonomie des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts"48. 

Raiserforderte 1960 „materielle Vertragsgerechtigkeit", deren Anforderun-
gen lange unter vordergründigen formalen Gesichtspunkten verdeckt gewesen 
seien, und eine „Wirtschaftsverfassung", die Missbrauch von Vertragsfreiheit 

45 Medicus 1994, 16 f 
46 vgl. hierzu Lorenz 1997, 22 
47 Zweigert 1996, II § 1 S. 6 ff, zitiert nach Lorenz 1997, 22 
48 Honsell JZ 1989, 495 
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mit Nichtigkeit sanktioniere49. Die Unzulänglichkeit des geltenden Rechts kri-
tisiert er wie folgt: „Die Zivilrechtsordnung darf sich nicht damit begnügen, in 
strikter Neutralität zu sanktionieren, was die Parteien in formaler Freiheit ver-
einbart haben, sondern darf zu der Frage durchstoßen, ob der formalen auch 
eine soziale und wirtschaftliche Freiheit auf beiden Seiten entsprach, oder ob 
eine Partei ihre Überlegenheit dazu ausgenützt hat, den Vertrag zum Herr-
schaftsinstrument zu machen."50 

Diese Ansichten sind auf Kritik gestoßen, soweit sie die Privatautonomie 
als Grundsatz in Frage stellen. Flume meint, die Ansichten beruhten auf einem 
falschen Verständnis der Herkunft des Prinzips der Privatautonomie51, er 
setzt der Kritik den Gedanken der Richtigkeitsgewähr (nach Schmidt-Rimpler) 
entgegen, wonach ein Vertrag „richtig" sei, weil und soweit er vom Willen der 
Parteien getragen werde52. Ebenso hält Medicus den Vorwurf, die Privatauto-
nomie sei durch wirtschaftliche Machtlagen bedroht, für eine „ökonomische 
Binsenweisheit"53. Canaris weist auf den hohen Wert der Vertragsfreiheit an 
sich hin und darauf, dass die Ergebnisse von Vertragsfreiheit zunächst als sol-
che zu respektieren seien54. Es dürfe nur um die negative Fragestellung gehen, 
ob und wann sich unter dem Regime der Privatautonomie Ungerechtigkeiten 
vermeiden ließen. 

c) Jedoch ist im Grunde Verbraucherschutz nichts Neues 
Diese Kritik ist also in vielen Bereichen zumindest überzogen, sie kann zudem 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass das BGB schon immer (und erst recht 
durch im Laufe der Zeit erfolgte Änderungen und richterliche Auslegungen) 
eine Korrektur von Ungleichgewichtslagen vorgenommen hat, so dass der Ge-
danke des Verbraucherschutzes dem BGB nichts Neues bringt. 

Der Schutz des schwächeren Vertragspartners war dem BGB nicht von 
vornherein fremd, dem BGB liegt nicht, wie immer wieder pauschal mit dem 
Ruf nach dem Gesetzgeber verknüpft wird, ein heute überholtes liberal-
bürgerliches Sozialmodell zugrunde55, es hat auf korrekturbedürftige Miss-
stände der Vertragsfreiheit in vielfaltiger Weise reagiert56. Die bloße stereotype 
und zudem sachlich unzutreffende Behauptung, der Gesetzgeber des BGB sei 
sozialen Machtgefallen gegenüber blind gewesen, rechtfertige also nicht den 
Ruf nach einer „Umkehr" des Vertragsrechts - erst ist zu prüfen, ob das vor-
handene Instrumentarium geeignet ist zur Bewältigung neuer Anforderungen 

49 Raiser 1960, 101 ff (129) 
50 Raiser, zitiert nach Bartsch 1973, 222 
51 Flume 1992 § 1/9 
52 Flume 1992 § 1/6, vgl. auch Lorenz 1997, 24 und 27 dort Fn. 88 
53 Medicus 1992, 472 
54 Canaris 1993, 884, zitiert nach Lorenz 1997, dort Fn. 65 
55 so aber Wieacker 1967, hiergegen Hübner 1992, 717, ebenso Lieb AcP 1983, 327 (364) 
56 Hübner 1992, 717, Lorenz 1997, 26 f, dort insb. Fn. 84 
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(der sog. Konsum- und Freizeitgesellschaft). Reuter etwa weist darauf hin, 
dass das BVerfG in seinem sog. Handelsvertreterbeschluss57 sich durch seine 
Bezugnahme auf die §§ 74 ff HGB an ein aus dem 19. Jahrhundert stammendes 
gesetzliches Vorbild anlehnt. Dies sei ein Beleg dafür, dass dem Gesetzgeber 
des ausgehenden 19. Jahrhunderts nicht durchgängig der Blick auf die reale 
Unfreiheit mancher Teilnehmer am Privatrechtsverkehr versperrt war58. 

2. Versuch einer Aufstellung von Kriterien 

Was also ist Verbraucherschutzrecht? 

a) Schutz des Schwächeren als Motiv der Norm 
Das Motiv der Verbraucherschützenden Norm ist der Schutz des Schwäche-
ren, oder, mit anderen Worten, die Gewährleistung „wirtschaftlicher Selbstbe-
stimmung" durch den Ausgleich einer Ungleichgewichtslage, der Herstellung 
von Vertragsparität59. Kein Verbraucherschutz liegt also vor bei allgemeinen 
Normen, die etwa nur Vertragschluss regeln. Drexl spricht zwar von „konstitu-
tivem" und „kompensatorischem" Verbraucherschutz, also der Aufrechterhal-
tung eines Wettbewerbes sowie dem korrigierenden Eingreifen im Bedarfs-
fall60. Aber nur beim kompensatorischen Verbraucherschutz kann eigentlich 
davon gesprochen werden, dass der Gesetzgeber tätig wird, um schwächere 
Marktteilnehmer zu schützen - das Motiv des Gesetzgebers bei der Sicherung 
des Wettbewerbes und der Regelung des Markes ist zu sehr auf die Allgemein-
heit bezogen, um als „Verbraucherschutz" bezeichnet zu werden. Der Gesetz-
geber muss bestimmte Personen in bestimmten Situationen schützen, be-
stimmte Ungleichgewichtslagen regeln wollen. Eine Norm, die beide Seiten 
gleichermaßen schützt, bezieht sich nicht auf eine Ungleichgewichtslage und ist 
daher keine Verbraucherschutznorm. 

b) Typisierung des Schutzes 
Wesensmerkmal vieler Normen, die das eben genannte erste Kriterium erfüllen 
ist, dass sie typisierten Schutz gewähren. Hieraus kann vielleicht nicht gefol-
gert werden, dass die Typisierung ein wesentliches Merkmal ist, zumindest 
aber, dass sie „typisch" für Verbraucherschutz ist. 

Typisierung des Schutzes heißt, dass die Abwägung, ob Schutzbedürftig-
keit besteht, nicht etwa im Einzelfall erfolgt (so etwa bei den §§ 119, 123 
BGB), sondern abstrakt im Vorfeld, durch die Beschreibung typischer Gefah-
rensituationen (etwa Komplexität des Vertrages, Unerfahrenheit). Das Vorlie-

57 BVerfG 81, 242 
58 Reuter 1994, 349 (356), zitiert nach Lorenz 1997, dort Fn. 84 
59 vgl. bereits oben, dort S. Hönn, Schmidt-Rirapler, v.Hippel 
60 Drexl 1998, 288 ff 
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gen dieser Gefahrensituationen im Einzelfall wird vermutet, wenn bestimmte 
objektive Kriterien erfüllt sind. Es wird also nicht geprüft, ob der Geschützte 
in der konkreten Situation wirklich unterlegen war und den Vertrag nicht ver-
standen hat und ihm hierdurch ein Nachteil entsteht (dies wäre individualisier-
ter Schutz), vielmehr wird etwa die Unterlegenheit aufgrund der Komplexität 
des Vertrages oder der Unerfahrenheit vermutet61. Typisierten Schutz der 
Entscheidungsfreiheit gewährleisten neben den noch zu untersuchenden Wider-
rufsrechten etwa die Vorschriften über die Geschäftsfähigkeit und die Form-
vorschriften. Individualisierten Schutz regeln etwa die Vorschriften über die 
Willenserklärung, aber auch die §§ 119, 123, 138, 310, 823 BGB und auch 
§ 13a UWG.) 

Die Nachteile der Typisierung hat der Gesetzgeber bewusst in Kauf ge-
nommen. Er stellt auf die pure Häufigkeit der denkbaren Konstellationen ab, 
etwa darauf, dass „geschäftsmäßig handelnde Kunden in aller Regel häufiger 
solche Geschäfte eingehen, hierbei Erfahrungen erworben haben und deswegen 
nicht als schutzbedürftig anzusehen sind"62. Er ignoriert, dass ungleiche Ver-
handlungslagen und Überrumpelung auch bei Kleingewerbetreibenden zu er-
heblichen finanziellen Belastungen fuhren können und dass auch Richter und 
Rechtsanwälte in ihrer Freizeit Verbraucherschutz genießen63 und ihnen damit 
quasi unterstellt wird, verhandlungsunkundig und unterlegen zu sein. 

Das wichtigste Argument für die Typisierung ist die „Rechtssicherheit" -
hiermit rechtfertigt die Rechtsprechung auch offensichtlich ungerechte Ergeb-
nisse, zu denen es im Einzelfall kommen kann64. Denn anders als bei General-
klauseln mit unbestimmten Rechtsbegriffen, die von der Rechtsprechung aus-
gefüllt werden müssen, liefert die Anknüpfung einer Rechtsfolge an die Be-
schreibung einer typischen Gefahrensituation vorhersehbare Ergebnisse. (Ein 
Argument, das natürlich dadurch relativiert wird, dass auch Rechtsprechung 
nach einiger Zeit vorhersehbare Ergebnisse produziert. Allerdings kann eine 
Rechtsprechung, die einen Rechtsbegriff in einem Einzelfall in einer bestimm-
ten Weise auslegt, jederzeit geändert werden). Die besondere Bedeutung der 
Rechtssicherheit liegt darin, dass der Verbraucherschutz sich als „Zielgruppe" 
per Definition an Leute wendet, denen keine Einzelfallkenntnis komplexer 
Normen oder Rechtsprechungen zugemutet werden kann. 

Ein weiterer Grund für typisierten Schutz ist, dass bei individualisiertem 
Schutz meist Beweis angetreten werden muss für die einzelnen Umstände der 
Situation, die die Schutzbedürftigkeit begründen. Bei typisiertem Schutz reicht 
es aus, die Umstände zu beweisen, an die sich die Vermutung (typisierte Ge-

61 Zu dieser Unterscheidung etwa Lorenz 1997, 88 ff, der dementsprechend auch sein 
Buch in zwei Teile gliedert. 

62 BT-Drucks 10/2876 S. 14 
63 vgl. Lorenz 1997, 145, dazu auch unten 
64 vgl. etwa BayObLG NJW 1993, 2121 
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fahr) anknüpft, was meist viel leichter ist. Auch dies dürfte für Verbraucher-
schutzrecht (als das „Recht der Armen und Schwachen") wesentlich sein. 

Typisierter Schutz verspricht somit, wenn auch gröberen, so doch zumin-
dest effektiveren Schutz zu gewähren. Die Anknüpfung an eine typisierte Ge-
fahr als Schutzbereich ist somit ein wesentliches Merkmal für das Vorliegen 
einer Verbraucherschutznorm 

c) Abgegrenzter persönlicher Schutzbereich 
Ferner ist Wesensmerkmal des Verbraucherschutzes die Abgrenzung des 
Schutzbereiches auf einen besonders schutzwürdigen Personenkreis - den 
„Verbraucher". Dies folgt aus der Bezeichnung „Verbraucherschutzrecht", die 
auf die Person des „Verbrauchers" abstellt; ferner aus der Tatsache, dass das 
Abstellen auf den „Verbrauch" ein so allgemeines Merkmal ist, dass es sich 
kaum mit einem bestimmten Vertragsinhalt oder einer bestimmten Vertrags-
schlusssituation verbinden lässt, und daher meist mit einem Personenkreis 
verknüpft wird. Das Abstellen auf den Verbraucher führt - ähnlich wie das 
Abstellen auf den Kaufmann im HGB - zu einer Wahrnehmung der Schutzre-
geln als Sonderprivatrecht. 

Es stellt sich die Frage, ob das Abstellen auf die Person des Verbrauchers 
zwingende Voraussetzung für eine verbraucherschützende Norm ist. 

Genau genommen kann, wenn man nicht auf das Kriterium des „Erwerbs 
für den Eigenbedarf' abstellt, schon begrifflich kein Verbraucherschutz vorlie-
gen. Denn in den Fällen, in denen nicht für den „Eigenbedarf' erworben wird, 
wird ja weiterverkauft und damit die Ware nicht „verbraucht". 

Dieses Kriterium ist aber in gewisser Weise ein Zirkelschluss (nämlich 
dann, wenn man, um zu bestimmen, was ein Verbraucher ist, auf den Schutz-
zweck des Gesetzes zurückgreift; ferner ist die Anknüpfung an die Person des 
Verbrauchers nicht unbedingt wünschenswert, da sie viele Probleme aufwirft 
und im Gegenzug wenig Klärung bringt (zu beidem s.u. S. 27 ff). Sie kann da-
her nicht notwendiges Kriterium für das Vorliegen von Verbraucherschutzrecht 
sein. 

Allerdings kann zumindest gesagt werden, dass Verbraucherschutzrecht 
sich immer an eine bestimmte Gruppe wenden muss, schließlich soll es ja „Un-
terlegene" schützen, und das können logischerweise nicht alle sein. Eine Norm, 
die alle schützt wäre also kein Verbraucherschutz. Begrifflich problematisch 
ist aber, was mit „für alle gelten" gemeint sein darf, denn eine Norm gilt ja im-
mer für alle, die ihren Tatbestand erfüllen. Fraglich ist, ob eine verbraucher-
schützende Norm zwingend an Merkmale anknüpfen muss, die nicht von je-
dem ohne weiteres erfüllt werden können, an personenbezogene Merkmale 
also (ähnlich dem Handelsrecht, das an die Kaufmannseigenschaft anknüpft). 
Dies ist aber als zu eng abzulehnen. Was genau die Kriterien für einen 
Verbraucher sind, wird noch zu untersuchen sein, jedenfalls aber dürfte klar 


